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Deutschland hat aus der Flutkatastrophemit
über 170 Toten erste Lehren gezogen:Wie der
deutsche Innenminister Horst Seehofer be-
kanntgab, soll die Bevölkerung künftig auch
via Push-Nachricht auf demHandy alarmiert
werden. Nun zeigen Recherchen: Auch in der
Schweiz kommt die sogenannte «Cell Broad-
cast»-Technologie wieder aufs Tapet. Dies,
nachdem sich der Bund im Jahr 2015 noch da-
gegen entschieden hatte. «Zusammenmit den
Kantonen werden wir die Alarmierung via
Mobiltelefon in den nächstenMonaten analy-
sieren», sagt Alain Fellmann, Leiter Fach-
bereich Alarmierungssysteme beim Bundes-
amt für Bevölkerungsschutz (Babs).
Bei der «Cell Broadcast»-Technologie wer-

denTextnachrichten an alleHandys innerhalb
einer Funkzelle verschickt. Die Push-Nach-
richt poppt automatisch auf – eigentlich ein
ideales Mittel, um vor unmittelbarer Gefahr
zu warnen. Trotzdem sistierte der Bund vor
sechs Jahren die Einführung. Damals hätten
noch nicht alle Handys «Cell Broadcast» emp-
fangen können, begründet FellmanndenEnt-
scheid. Erschwerend hinzugekommen sei die
Mehrsprachigkeit. Dagegen gesprochen hät-
ten auch die lange Umsetzungsdauer und die
hohenKosten. Stattdessen trieb der Bundden
Aufbau von «Alertswiss» voran: ein System
mit App, Website, Twitter-Account und You-
tube-Kanal. Auch über «Alertswiss» können
Push-Nachrichten verschickt werden, aller-
dingsmussmandafür die Appherunterladen.
Inzwischen hat dies in der Schweiz knapp eine
MillionMenschen getan. Darüber hinaus setzt
die Schweiz bis jetzt bei der Alarmierung im
Katastrophenfall hauptsächlich auf Sirenen
undNotfallradio (siehe Artikel unten).

Ereignisse zeigen Dringlichkeit
Nun könnte sich das ändern. Ausschlag-
gebend für die Kursänderung sei, sagt Fell-
mann, dass aufgrund neuer Vorschriften in
denUSA heute grundsätzlich alle neuenHan-
dys Broadcast-Nachrichten empfangen könn-
ten. Druck kommt aber auch aus der EU: Eine
neue Richtlinie verpflichtet die Mitglied-
länder, bis zum21. Juni 2022 einWarnsystem
viaMobiltelefon einzuführen. Für die Schweiz
ist EU-Recht zwar nicht verbindlich. Aber die
Weiterentwicklung der Alarmierung in Europa
fliesse selbstverständlich in die Analyse mit
ein, sagt Fellmann. Und die Katastrophe in
Deutschland? Das sei nicht der Auslöser für
die Wiedererwägung von «Cell Broadcast»,
sagt er. «Aber die Ereignisse zeigen noch
dringlicher,wiewichtig eine robuste und red-
undante Alarmierung ist.»
Ein funktionierendes Warnsystem ist es-

senziell, aber nicht alles. Über Leben und Tod
entscheidet letztlich das Verhalten der Men-
schen inNot. Auch das hat die Katastrophe ge-
zeigt. Experten sehen in diesem Punkt nun
Handlungsbedarf: «Wirmüssen an der gesell-
schaftlichenRisikokompetenz arbeiten», sagt
Bruno Spicher, Präsident derNationalen Platt-

formNaturgefahren Planat. Und fordert: «Der
Umgangmit Naturgefahren sollte vermehrt an
den Schulen vermittelt werden.»
Robert Boes, Professor für Wasserbau an

der ETH Zürich, schliesst sich dieser Forde-
rung an. Das Hochwasser in Deutschland hat
auch seineHeimatstadt Aachen getroffen; Bo-
es argumentiert darumauch aus persönlicher
Betroffenheit. Dass es so viele Tote gab, be-
elendet ihn: «Das ist dramatisch.» Die hohe
Opferzahl seiwohl unter anderemaufMängel
bei der Alarmierung zurückzuführen. Sie sei
aber auch ein Hinweis auf ein fehlendes Be-
wusstsein für Naturgefahren: «Die Menschen
müssenwissen,was zu tun ist, wennplötzlich
das Wasser kommt», sagt Boes. «Und dafür
braucht es entsprechendeBildungsangebote.»
Als positives Beispiel nennt der Wasser-

experte Japan. Dort wisse jedes Schulkind,
dass es bei einem Erdbeben unter sein Pult
kriechenmüsse. Boes war mehrmals für For-
schungszwecke in Japan. Er hat dort mit-
erlebt, wie mit Senioren getestet wurde, wel-
chemWasserdruck eine betagte Person stand-
halten kann, die sich an einemTreppengelän-
der festhält und von einer Flutwelle über-

rascht wird. «Das war fast grenzwertig», sagt
Boes. Aber es illustriere,wieman in Japan die
Menschen für Naturgefahren sensibilisiere.
Das sei in Deutschland und in der Schweiz
nicht genügend der Fall.

Lebenmit demRestrisiko
BeimBundesamt für Umwelt (Bafu) stösst die
Forderung der Experten auf offene Ohren:
«Die obligatorische Schule kann entspre-
chende Kompetenzen bei den Schülerinnen
aufbauen», schreibt eine Sprecherin. «Insbe-
sondere in Regionen, die durch spezifische
Naturgefahren gefährdet sind, wäre dies
sicher angezeigt.» Sie weist darauf hin, dass
das ThemaNaturgefahren in den neuen Lehr-

Unwetter-AlarmaufalleHandys
DerBundprüft nundochdieEinführungvonPush-NachrichtenaufMobiltelefone imKatastrophenfall.
Experten fordernderweil, dassKinder andenSchulendenUmgangmitUnwettern lernen.AndreaKučera
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Oft fehlt das Bewusstsein für Naturgefahren: Ein Kind fährt in Stansstad durch eine überflutete Strasse. (14.7.2021)

plan 21 aufgenommen worden sei. Im Rah-
men eines Pilotprojekts habe etwa der Kanton
Genf ein neues Unterstufenlehrmittel ent-
wickelt. «EineGarantie, dass solcheAngebote
dann auch im Unterricht umgesetzt werden,
gibt es aber nicht», schreibt das Bafu. Auch die
Präsidentin der Erziehungsdirektorenkonfe-
renz, Silvia Steiner, begrüsst es grundsätzlich,
wenn die Schule für den Umgang mit Natur-
katastrophen sensibilisiere. Allerdings sei da-
für keine Anpassung des Lehrplans notwen-
dig, sagt sie. «Ich gehe davon aus, dass viele
Lehrpersonen die aktuellenHochwasserereig-
nisse in ihren Unterricht einbauenwerden.»
Robert Boes illustriert die Notwendigkeit

der Sensibilisierung mit einem Rechenbei-
spiel: «Der Hochwasserschutz für Siedlungs-
gebiete ist in der Regel auf Ereignisse ausge-
richtet, die im Schnitt alle 100 Jahre auftre-
ten», sagt er. Es sei nicht wirtschaftlich, sich
gegen ein Hochwasser abzusichern, das nur
alle 500 bis 1000 Jahre eintreffe. Mit diesem
Restrisiko müssten wir leben. Und uns be-
wusst sein: «Es gibt Extremereignisse, wo
Sachschäden unvermeidbar sind und es nur
noch darum geht,Menschenleben zu retten.»

Ein Bericht zeigt Schwächen
bei der Information der
Bevölkerung inNotlagen auf.
Nun sieht BundesrätinViola
AmherdHandlungsbedarf.
Andreas Schmid

Im Kriegs- und Katastrophenfall
ist das Notfallradio der Draht zur
Bevölkerung. Das Systemwurde
1971 in Zeiten des Kalten Kriegs
entworfen und 1980 umgesetzt.
Wenn die Bevölkerung in die
Schutzräume fliehenmuss, sollen
die Behörden sie über UKW – auf
der ersten SRG-Radiosenderkette
– informieren können. Entspre-
chendwurden die SRG-Sendesta-
tionenmit zusätzlichen, stationä-
ren Notanlagen ausgerüstet.
Nun zeigen sich erhebliche

Mängel des Systems. Das geht aus
einem internen Revisionsbericht
des Verteidigungsdepartements
(VBS) hervor. Die Erkenntnisse
sind alarmierend: Das Projekt sei
zwar gesetzlich verankert, doch

GrosseNötemitdemNotfallradio
fehle eine strategische Grund-
lage, heisst es im Bericht. Für die
verschiedenen Informationssys-
teme bestehe keine übergeord-
nete Gesamtkonzeption. Zudem
basiere das Notfallradio auf der
UKW-Technologie, die in der
Schweiz immer mehr an Bedeu-
tung verliere.
Der Bundesratwill UKWgegen

denWiderstand von Privatradio-
Betreibern Ende 2022 durch das
DAB-System ersetzen. Zwar ist
das Funktionieren des Notfallra-
dios dank einem Vertrag des VBS
mit der Swisscom bis Ende 2027
gewährleistet, doch wie es nach
2027weitergehen soll, ist unklar.
Auch deshalb, weil mit der DAB-
Technologie grösstenteils nicht
in die 360000 privaten Schutz-
räume und die 1700 öffentlichen
Schutzanlagen sowie in tief unter
dem Boden liegende Keller ge-
sendet werden kann.
Ausser über UKW-Radio kön-

nen die Behörden heute Notfall-
meldungen auch über die Alert-

Swiss-App oder mit Publikatio-
nen im Internet absetzen. Neu ge-
prüft werden auch Push-Nach-
richten übers Handy (Artikel
oben). Zudem steht in der
Schweiz zur Alarmierung einNetz
mit 5000 stationären und 2200
mobilen Sirenen zur Verfügung.
Aus Sicht der internen Revi-

sion ist die Alarmierung im Not-
fall jedoch Stückwerk. In der bun-
desrätlichen Strategie für denBe-
völkerungs- und Zivilschutz ist
das Themanicht einmal erwähnt,
wie die Revisoren bemängeln. Sie
kritisieren vor allem das im VBS
zuständige Bundesamt für Bevöl-
kerungsschutz (Babs): «Obwohl
das Babs heute Masterpläne pu-
bliziert, ist es aus unserer Sicht
schwierig, eine vollständige
Übersicht zum bestehenden Pro-
jektportfolio zu erlangen», schrei-
ben die Revisoren.
Das Babs wehrt sich gegen die

Vorwürfe. Die Aufgabe sei sehr
komplex, da alle Informations-
bedürfnisse bei verschiedensten

Katastrophenszenarien abge-
decktwerdenmüssten, sagt Kom-
munikationschefin Sandra Wal-
ker. Das Amt sei daran, neueMög-
lichkeiten zu evaluieren. «Diese
müssen allenAnsprüchenundEr-
fordernissen genügen.» Sie ver-
weist darauf, dass die UKW-Fre-
quenzen für das Notfallradio bis
2027 reserviert blieben.
Für die nächsten Jahre gilt es

lautWalker vor allem, denRadio-
empfang in den Schutzräumen
sicherzustellen. In einer länger-
fristigen Perspektive würden die
Anforderungen und technischen
Möglichkeiten für die Notkom-
munikation in einer Studie abge-
klärt. Das empfehlen auch die Re-
visoren: Das Babs solle eine über-
geordnete Strategie erstellen, die
das künftige Zusammenspiel der
Systeme beleuchte. «Damit sollte
eine neue unbelastete Perspek-
tive zur Weiterentwicklung des
Notfallradios eingeholt werden.»
Die rasante technologische

Entwicklung stelle für das Babs

eine grosseHerausforderung dar,
sagt Walker. Lösungen seien vor
diesemHintergrund sowiewegen
politischer Weichenstellungen
wie zum Beispiel der beschlosse-
nenUKW-Abschaltung «nicht ein-
fach zu finden». Zudem musste
das Bundesamt sein früheres
Projekt «Werterhalt Notfallradio»
wegen fehlender personeller Res-
sourcen sistieren.
Im Rahmen eines Ernstfalls

musste der Bund den Radiokanal
noch nie nutzen. Die jährlichen
Kosten für denBetrieb undUnter-
halt der vorhandenen Infrastruk-
tur belaufen sich auf rund 14Mil-
lionen Franken.
In ihrer Reaktion auf den Prüf-

bericht schrieb Verteidigungs-
ministerin Viola Amherd der
Babs-Direktorin Michaela Schä-
rer: Wie dem Bericht zu entneh-
men sei, «besteht noch ein gewis-
ser Handlungsbedarf». Sie bitte,
die Empfehlungen der Revisoren
bis Mitte 2022 «in geeigneter
Form umzusetzen».
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Sendeturm auf der Rigi zur
Information der Bevölkerung.

«DieMenschenmüssen
wissen,was zu tun ist,
wennplötzlichdas
Wasser kommt.Und
dafür braucht es
Bildungsangebote.»

Robert Boes,
Professor fürWas-
serbau an der ETH.
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Niederschläge

HeftigeGewitter
ziehenüberdieSchweiz
Kaum hat sich die Hochwasserlage ent-
spannt, wird die Schweiz erneut von hefti-
gen Gewittern heimgesucht. Am Samstag
haben diese weite Teile des Landes über-
zogen, begleitet von Hagel und teils sturm-
artigen Böen. Eine Linie zog vom Jura ins
Mittelland, eine andere von der Inner-
schweiz in die Ostschweiz. Die Böen erreich-
ten laut Ludwig Zgraggen von Meteo-
schweiz amMorgen schon Spitzen von bis
zu 106 Kilometer pro Stunde. Die Gewitter
brachten laut SRF Meteo Hagelkörner mit
sich, die teilweise so gross wie Golfbälle
waren. In Appenzell fielen innert zehn Minu-
ten über 30 Millimeter Niederschlag – eine
der grössten Mengen, die in so kurzer Zeit
in der Schweiz je gemessen wurden. Der
Bund hatte in der Nacht die Gewitterwarn-
stufe in der Ostschweiz zeitweise von 3
(erheblich) auf 4 (gross) erhöht. Über-
schwemmungen oder grössere Schäden
waren bis Redaktionsschluss keine gemel-
det worden. Für den Neuenburger- und den
Bielersee gilt die zweithöchste Hochwasser-
Gefahrenstufe «gross». Die Gewitter werden
auch sonntags anhalten. Für die kommende
Woche ist ebenfalls wechselhaftes, gewitt-
riges Wetter angesagt. Die Situation dürfte
indes entspannter sein als in der Unwetter-
woche von Anfang Juli. (rd.)


